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WICHTIGES 
RUNDSCHREIBEN 2007           München, im Januar 2007 
 
 
 
Sehr geehrte Dame, 
sehr geehrter Herr, 
 
wir informieren Sie ü ber die im Jahr 2007 geltenden Beitragswerte und ü ber die Entwicklung Ihres Ver-
sorgungswerks.  
 
1.   Beiträ ge 2007 
    
    Pflichtbeiträ ge 
   
    Beitragsbemessungsgrenze:                    5.250,00 €              Beitragssatz:                               19,90 %  
 
 Monatliche Beiträge: 
  Höchstbeitrag:                                           1.044,75 € Halber Höchstbeitrag:             522,37 €  
    Grundbeitrag:                                               208,90 €  
  Mindestbeitrag:                                             130,50 € Halber Mindestbeitrag:         65,25 €  
 

Die beitragspflichtigen Einkommen sind in § 19 der Satzung definiert; die Voraussetzungen für eine 
Beitragsermä ß igung sowie das Beitragsverfahren ergeben sich aus den §§ 20 und 21 der Satzung. 
 
Wenn Sie die Zahlung des Höchstbeitrags erklärt haben, wird mit beiliegendem Beitragsbescheid auch fü r 
das Jahr 2007 „automatisch“ der Höchstbeitrag festgesetzt. Sollte das beitragspflichtige Berufseinkommen 
die Beitragsbemessungsgrenze von 5.250,00 €  monatlich nicht erreichen, bitten wir zur Neufestsetzung 
des Beitrags um entsprechende Einkommensnachweise (Ablichtung des Einkommensteuerbescheids 
2005 bei selbständigen bzw. Kopie einer Gehaltsabrechnung bei angestellten Mitgliedern). Ein förmlicher 
Widerspruch gegen den Beitragsbescheid ist nicht erforderlich. 
 
Freiwillige Mehrzahlungen, Einzahlungshö chstgrenze 
 
Machen Sie von der Möglichkeit freiwilliger Mehrzahlungen Gebrauch, denn Sie steigern damit Ihre Ver-
sorgungsanwartschaft. 
Der fü r 2007 mögliche Betrag fü r freiwillige Mehrzahlungen ermittelt sich aus der Einzahlungshöchstgrenze 
2007 abzü glich der Pflichtbeiträge 2007. Soweit der fü r 2006 mögliche Einzahlungsrahmen nicht ausge-
schöpft wurde, steht er fü r Einzahlungen im Jahr 2007 zusätzlich zur Verfü gung. Die Verrentung erfolgt ent-
sprechend dem Lebensalter (Kalenderjahr - Geburtsjahr) bei Zahlungseingang. 
Die Einzahlungshö chstgrenze 2007 liegt bei 31.342,50 €. Die Einzahlungshöchstgrenze 2006 lag bei  
30.712,50 € . 

 
Hinweise zur Einzahlung finden Sie im Abschnitt Umstellung der Datenverarbeitung. 

 



  

 
 
 
 
2. Geschä ftsjahr 2005 
 
Der Geschäftsbericht fü r das Geschäftsjahr 2005 liegt vor. Mitglieder können ein Druckexemplar beim 
Versorgungswerk anfordern. 
 
Wesentliche Geschäftsdaten im Vergleich zum Vorjahr: 
 

  2005 2004 Verä nderungen 

Mitglieder 24.019 22.720 + 1.299 

Versorgungsempfä nger 
  

1.023 892 + 131 

  Mio.EUR Mio.EUR Mio.EUR 

Beiträ ge im Geschä ftsjahr 189,7 178,4 + 11,3 

Kapitalanlagen 2.130,4 1.867,6 + 262,8 

Versorgungsaufwand 9,65 8,37 + 1,28 

Bilanzsumme 2.179,6 1.916,9 + 262,7 

versicherungstechnische 
Rückstellungen 

2.174,1 1.911,5 + 262,6 

    

Durchschnittsverzinsung 4,34 % 4,59 %   

Verwaltungskostensatz 1,17 % 1,18 %  
 
 
3. Kapitalmarktsituation/Dynamisierung/Rückstellung für Zinsverpflichtungen 
 
Die seit einigen Jahren bestehende Niedrigzinsphase, die sich im Geschäftsjahr 2005 zuspitzte, fü hrte 
aufgrund der auch durch die Anlagebestimmungen vorgegebenen starken Ausrichtung des Gesamtport-
folios auf festverzinsliche Anlagen und des erheblichen Zugangs an Mitteln bei den Neu- und Wiederan-
lagen zu einem erneuten Absinken der Durchschnittsverzinsung. Obwohl im Bereich der privaten Le-
bensversicherung bereits mit Wirkung zum 01.01.2007 eine weitere Senkung des dort rechtlich vorgege-
benen Rechnungszinses von 2,75 % auf 2,25 % angeordnet werden musste, kann das Versorgungswerk 
den im Jahr 2005 eingefü hrten Rechnungszins von 3,25 % derzeit halten. 
Allerdings hat die Versicherungsaufsicht im September 2005 die Bildung einer Rü ckstellung fü r Zinsver-
pflichtungen und eine Bindung der freien Mittel der Geschäftsjahre 2004 und 2005 verfü gt. Aus diesem 
Grund konnte im Jahr 2006 kein Beschluss zur Dynamisierung der Renten und der Versorgungsanwart-
schaften gefasst werden, der eine Erhöhung zum 01.01.2007 zum Inhalt hat. Noch offen ist, ob aufsichts-
rechtlich eine solche Bindungsanordnung auch fü r 2006 erfolgen wird.  
 
 
4. Beitritt der Patentanwä lte  
 
Mit der Ä nderung des Gesetzes ü ber das öffentliche Versorgungswesen wurde zum 1. Januar 2006 der 
Mitgliederkreis des Versorgungswerks um die Patentanwälte mit Kanzleisitz in Bayern erweitert (VersoG-
Ä nderungsgesetz vom 24.12.2005). Innerhalb der Jahresfrist - die Entscheidungsfrist fü r den Beitritt des 
sog. „Anfangsbestands Patentanwälte“ lief zum 31.12.2006 aus –  hat sich etwa ein Drittel der fü r die Mit-
gliedschaft im Versorgungswerk in Frage kommenden Patentanwälte fü r die Mitgliedschaft im Versor-
gungswerk entschieden.  
 
 
5. Umstellung der Datenverarbeitung 
 
Die aus den 80er Jahren stammende Datenverarbeitung des Versorgungswerks wurde zum 1. August 
2006 abgelöst. Da trotz aller Vorsichtsmaß nahmen, Tests und Kontrollen nicht völlig ausgeschlossen 
werden kann, dass wider Erwarten im Einzelfall ein Buchungsfehler eingetreten sein könnte, bitten wir 
darum, dass Sie die beiliegende Jahresabrechnung insbesondere darauf hin prü fen, dass Ihre im Jahr 
2006 geleisteten Zahlungen korrekt dargestellt sind.  



  

 
 
 
Falls nicht, bitten wir um unverzü gliche Mitteilung, damit ggf. eine Korrektur zeitnah erfolgen kann. 
Trotz des erfolgreichen EDV-Neustarts möchten wir Sie fü r das Jahr 2007 noch um Verständnis und 
Nachsicht fü r etwaige damit in Zusammenhang stehende Beeinträchtigungen bitten.  

Um die neue Datenverarbeitung effizient und kostengü nstig betreiben zu können, sind wir auch auf Ihre 
Mithilfe angewiesen. Wir möchten Sie daher bitten - falls nicht ohnehin schon geschehen - am Bankein-
zugsverfahren teilzunehmen. Auß erdem ersparen Sie sich Gebü hren sowie den Ä nderungsdienst bei 
Daueraufträgen und reduzieren gleichzeitig das Risiko, Mahngebü hren und Säumniszuschläge entrichten 
zu mü ssen. Wir ü bersenden Ihnen gerne das entsprechende Formular, das Sie aber auch auf unserer 
Homepage (www.brastv.de) unter der Rubrik „Downloads“ finden. 

Bei Einzahlungen im Einzelfall geben Sie bitte Ihren Namen, Ihre Mitgliedsnummer und den 
Verwendungszweck (Pflichtbeitrag fü r Zeitraum bzw. freiwillige Mehrzahlung) an. 

Beispiele: Maria Musterfrau, W 437 /  085654, Pflichtbeitrag 03/2007 
  Max Mustermann,  W 436 / 048765, freiwillige Mehrzahlung 

Wenn Sie als Arbeitgeber/in die Beiträge fü r mehrere Mitglieder in Form einer Sammelü berweisung 
abfü hren, benötigen wir fü r eine korrekte Zuordnung auf die Beitragskonten zusätzlich eine genaue Auf-
schlüsselung in Einzelbeträge auf dem Ü berweisungsträger oder einen gesonderten Beitragsnachweis. 

 
 
6. Regionalprinzip/Ü berleitungsabkommen 
 
Bereits zum 1. Januar 2006 hat die Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung (BRAStV) 
eine Reihe von Satzungsänderungen in Kraft gesetzt, die im Hinblick auf die Koordinierung der Systeme 
der sozialen Sicherheit in Europa veranlasst sind, u.a. das sog. „Regionalprinzip“. Dieses Prinzip schreibt 
den Vorrang der Pflichtmitgliedschaft im örtlich zuständigen Versorgungswerk vor der freiwilligen Mit-
gliedschaft im örtlich unzuständigen Versorgungswerk fest.  
Wichtig fü r diejenigen, die ihre Mitgliedschaft bei BRAStV nach „Orts-Wechsel“ nicht weiterfü hren kön-
nen, ist, dass sie durch das Ausscheiden keine Nachteile erleiden: Das Satzungsrecht stellt sicher, dass 
das betroffene Mitglied von BRAStV genau die Anwartschaft erhält - und auch bei Wegzug behält - , die 
seinen Einzahlungen im Zeitraum der Mitgliedschaft im Versorgungswerk entspricht; „migrationsfeindli-
che“ Regelungen wie z.B. Wartezeiten oder der Verfall von bereits erworbenen Anwartschaften bei „ vor-
zeitigem“ Wegzug gibt es nicht. Die bereits erreichte Anwartschaft bleibt bestehen und wird ebenso wie 
sämtliche anderen Anwartschaften je nach den wirtschaftlichen Möglichkeiten des Versorgungswerks 
dynamisiert.  
 
Beitragsü berleitungen sind –  nach Kü ndigung der bisherigen Ü berleitungsabkommen zum 31. Dezember 
2006 –  ab dem 1. Januar 2007 nur noch sehr eingeschränkt möglich. Die BRAStV fü hrt Ü berleitungen 
(Abgabe / Annahme von Ü berleitungen) u.a. nur dann noch durch, wenn die Mitgliedschaft im Versor-
gungswerk nicht länger als 24 Monate bestanden hat und das andere beteiligte Versorgungswerk zur 
Abgabe / Annahme der Ü berleitung bereit ist. 
Wichtig ist auch hier, dass diejenigen, die ihre bei BRAStV eingezahlten Beiträge beim Wechsel des Ver-
sorgungswerks nicht „mitnehmen“ können, hierdurch keinen Nachteil erleiden: Das Satzungsrecht stellt 
sicher, dass das betroffene Mitglied von BRAStV genau die Anwartschaft erhält - und auch bei Wegzug 
behält -, die seinen Einzahlungen im Zeitraum der Mitgliedschaft im Versorgungswerk entspricht. 
 
 
7. Alterseinkünftegesetz/EStG 
 
Auch die Renten des Versorgungswerks unterliegen - wie andere Basis-Versorgungen - der Rentenbe-
steuerung; ferner ist das Versorgungswerk –  wie andere Versorgungsträger - verpflichtet, Rentenbezü ge 
fü r die Steuerverwaltung mitzuteilen (§ 22a EStG).  
Der Ü bergang zur nachgelagerten Besteuerung erfolgt stufenweise; die „Endstufe“, d.h. die vollständige 
Besteuerung, wird im Jahr 2040 (vgl. § 22 EStG) erreicht. Entsprechend dem stufenweisen Ü bergang zur 
vollständigen nachgelagerten Besteuerung wird auch die steuerliche Abzugsfähigkeit der Beiträge zu 
Basis-Versorgungen im Rahmen eines gesonderten Vorsorge-Sonderausgabenabzugs (§ 10 Abs. 1 Ziff. 
3 Buchst. a EStG) stufenweise umgesetzt. Bis zum Jahr 2025 sind daher nur bestimmte Anteile und 
Höchstbeträge absetzbar, zudem kann die sog. Gü nstigerklausel ein anderes steuerliches Ergebnis zur 
Folge haben (§ 10 Abs. 3 EStG; Näheres im Internet unter www.brastv.de/Aktuelles). 
Fü r das Jahr 2007 können 64 % der tatsächlich geleisteten Vorsorgeaufwendungen, jedoch nicht mehr 
als maximal 12.800 €   berü cksichtigt werden. Bei Verheirateten verdoppeln sich die Beträge. 
Das Versorgungswerk empfiehlt ggf. fachkundige Beratung, es kann und darf zu diesem Thema keine 
vertieften Beratungen vornehmen. 



  

 
 
 
 
8. Allgemeine Hinweise zur Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung 
 

8.1 Angestellte - Jahresentgeltmeldung 2006 
Wenn Sie nicht den Höchstbeitrag entrichten oder Ihr Arbeitgeber nicht lü ckenlos monatlich die Entgel-
te meldet, brauchen wir zur Beitragsfestsetzung 2006 Angaben ü ber Ihr beitragspflichtiges Bruttoent-
gelt. Bitte veranlassen Sie Ihren Arbeitgeber, die Jahresentgeltmeldung 2006 abzugeben (Meldebogen 
aus dem “gelben“ Meldeblock bzw. im Internet unter www.versorgungskammer.de/brastv/downloads). 

 
     8.2 Rechtsanwä lte: Arbeitgeberwechsel bei Befreiung von der Versicherungspflicht nach §  6 Abs. 1 S. 1 

Nr. 1 SGB VI 
 Wenn Sie in eine Beschäftigung bei einem nichtanwaltlichen Arbeitgeber wechseln, ergeben sich Kon-

sequenzen hinsichtlich der Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung der Angestellten. Bitte setzen Sie sich in diesem Fall möglichst frü hzeitig mit uns in Verbindung. 

 
8.3 Beitragsübernahme durch die Agentur für Arbeit 
 Fü r Zeiten des Bezugs von Arbeitslosengeld, Unterhaltsgeld oder Ü bergangsgeld ü bernehmen die Ar-

beitsagenturen i. d. R. die Beitragszahlung zum Versorgungswerk. Wir raten Ihnen  dringend, den An-
trag auf Beitragsü bernahme zugleich mit dem Antrag auf Leistungen zu stellen. 

 
8.4 Beitragsübernahme durch die Pflegekasse 
  Fü r ehrenamtlich Pflegende ist in aller Regel eine Beitragsü bernahme aus dem Pflegegeld zum Ver-

sorgungswerk möglich. Bitte setzen Sie sich gegebenenfalls mit der Pflegekasse und mit uns in Ver-
bindung. 

 
     8.5    Newsletter 

Informieren Sie sich durch unseren Newsletter zeitnah ü ber Aktualisierungen unserer Internetseiten! 
Die Registrierung fü r das fü r Sie kostenlose E-Mail-Abonnement können Sie unter 
www.versorgungskammer.de/brastv vornehmen. Gegen Einsendung eines frankierten und adres-
sierten Freiumschlags können die im Internet vorgehaltenen Artikel einzeln auch beim Versor-
gungswerk als Druckexemplare bezogen werden. 

 
     8.6 Informationstä tigkeit der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung 
 Auskü nfte erhalten sie telefonisch, schriftlich oder ü ber das Internet. Zu einem persönlichen Bera-

tungsgespräch besteht Gelegenheit in unserem Bü rogebäude in Mü nchen. 
  Informationen ü ber die Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung sollten Sie im eige-

nen Interesse direkt beim Versorgungswerk einholen; nur dort erhalten Sie verbindliche und zutreffen-
de Auskü nfte. 

           Informationen ü ber Ihren persönlichen Versorgungsstatus in der gesetzlichen Rentenversicherung 
erhalten Sie vom hierfü r zuständigen Versorgungsträger (i.d.R. Deutsche Rentenversicherung Bund, 
10704 Berlin oder deren örtlichen Auskunfts- und Beratungsstellen). Dem Versorgungswerk sind zu 
Fragen des Sozialversicherungsrechts keine verbindlichen Ä uß erungen möglich. 

  
 
Mit freundlichen Grü ß en 
und besten Wü nschen fü r ein erfolgreiches Jahr 2007 
 
Ihre 
Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung 
 
 
 
 
Bankverbindung:   
Bayerische Landesbank  (BLZ 700 500 00)  Kto.-Nr. 20 288 
           
 
Die Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung behält sich sämtliche Urheberrechte vor. Insbesondere sind Verviel-
fältigungen jeglicher Art, auch auszugsweise, sowie eine Weitergabe nur mit ausdrü cklicher Genehmigung der Bayerischen 
Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung zulässig. 

 


